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SPOTLIGHTS

Russlands 
Faustpfand ?

Die sicherheitspolitische Lage in der Republik Moldau

KATJA CHRISTINA PLATE
Geboren 1978 in Nürnberg, Leiterin der 
Auslandsbüros Rumänien und Republik 
Moldau der Konrad-Adenauer-Stiftung 
mit Sitz in Bukarest.

Die im Süden Osteuropas gelegene Repu-

blik Moldau teilt eine 1.222 Kilometer 

lange Grenze mit der Ukraine. Sie sieht 

sich ebenfalls einer Bedrohung durch 

Russland ausgesetzt. Lange Zeit hat Russ-

land seine Interessen in der Republik 

 Moldau mittels der in der abtrünnigen 

moldauischen Region Transnistrien sta-

tionierten Truppen – man geht von schät-

zungsweise 1.500 bis 3.000 russischen 

Soldaten aus –, über den Gaspreis für das 

energieabhängige Land und durch ge-

kaufte oder kompromittierte Politiker aus-

geübt. In der Vergangenheit lavierten die 
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moldauischen Regierungen zwischen der 

Europäischen Union und Russland hin 

und her. Hier Vorteile herausverhandeln, 

dort keine Nachteile in Kauf nehmen, 

Geld aus dem Staatshaushalt abzweigen 

oder aus der Zentralbank stehlen: Klepto-

kratische Machthaber kultivierten Außen-

politik nach dem Tanzmuster von einem 

Schritt vorwärts, einem zurück und vielen 

zur Seite. Dies sorgte dafür, dass immer 

mehr Moldauerinnen und Moldauer ihre 

Zukunft nicht mehr in ihrem Land sahen 

und auswanderten. Diese Diaspora ver-

half 2020 der pro-europäischen Staatsprä-

sidentin Maia Sandu ins Amt und stimm-

te 2021 mit absoluter Mehrheit für die 

Reformregierung der liberalen Partidul 
Acțiune și Solidaritate („Partei der Aktion 

und Solidarität“, PAS) um Premierminis-

terin Natalia Gavrilița.

Trotz der Befürwortung einer An-

näherung an die Europäische Union und 

des Bekenntnisses zu einem tiefgreifen-

den Reformprozess betonten Präsidentin 

und Premierministerin zunächst stets die 

Neutralität der Republik Moldau. Man 

strebe keinen NATO-Beitritt an und lege 

Wert auf konstruktive Beziehungen zu 

Moskau. Letzteres war immer mit der Be-

strebung verbunden, den Konflikt um die 

abtrünnige moldauische Region Trans-

nistrien künftig friedlich beilegen zu kön-

nen. Mit dem 24. Februar 2022 änderten 

sich die sicherheitspolitischen Parameter 

für die Republik Moldau vollständig.

Moldau sieht sich seit mehr als zwan-

zig Jahren mit einer russischen Außen- 

und Sicherheitspolitik konfrontiert, die 

der sogenannten Primakow-Doktrin folgt. 

Der frühere russische Außenminister und 

ehemalige Ministerpräsident Jewgeni Pri-

makow sah Russland als unverzichtbaren 

weltpolitischen Akteur an, der eine unab-

hängige Außenpolitik verfolgen müsse. 

Russland solle eine multipolare Weltord-

nung anstreben, die von einem Konzert 

der Großmächte „verwaltet“ werde; insbe-

sondere solle Russland eine Vormachtstel-

lung in der ehemaligen sowjetischen Ein-

flusssphäre anstreben und die eurasische 

Integration vorantreiben; zudem solle sich 

Russland einer NATO-Erweiterung wi-

dersetzen und eine Partnerschaft mit Chi-

na anstreben.

Nach der Invasion russischer Streit-

kräfte in die Ukraine am 24. Februar 2022 

stellt Moskau nun die Souveränität der 

Republik Moldau und deren territoriale 

Integrität offen infrage: Mehrfach wurde 

die Errichtung einer Landverbindung zur 

Schwarzmeerhalbinsel Krim und in weite-

rer Folge nach Transnistrien zum russi-

schen Kriegsziel erklärt. Der Republik Mol- 

dau wurde von einem russischen Abge-

ordneten gedroht, man könne sie „auf den 

Müllhaufen der Geschichte“ befördern.

Im Kreml hält man die Republik Mol-

dau für einen instabilen, politisch und mi-

litärisch schwachen Staat. Und damit für 

ein mögliches Faustpfand, mit dem man 

die strategische Position der Ukraine wei-

ter schwächen kann. Eine militärische 

Kontrolle über das Territorium der Repu-

blik Moldau würde die südliche Ukraine 

und vor allem Odessa isolieren und Russ-

land den Zugang in die West- und Zentral-

ukraine erleichtern. Auch sind Im- und 

Exporte, insbesondere Agrarexporte, durch 

die Republik Moldau für die ukrainische 

Wirtschaft sehr wichtig.

Ein militärischer Vorstoß russischer 

Truppen in westliche Richtung (entlang 

der Frontlinie Mykolaiv–Tiraspol–Odes-

sa) erscheint derzeit angesichts der fort-

währenden Kämpfe in der Ostukraine un-

wahrscheinlich. Entsprechend dürfte sich 
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Moskau in näherer Zukunft nicht auf eine 

militärische Kontrolle der Republik Mol-

dau fokussieren, sondern eher versuchen, 

einen Wechsel ihrer pro-europäischen Re-

formregierung zu erreichen oder zumin-

dest vorzubereiten. Die grundsätzliche 

russische Strategie, die Ukraine durch die 

Übernahme der politischen Kontrolle über 

die Republik Moldau verwundbar zu ma-

chen, wird auch dann bestehen bleiben, 

wenn die Kriegsintensität in der Ukrai ne 

nachlässt. Die Bedrohungslage für Moldau 

würde sich erst dann grund legend verän-

dern, wenn die Russische Föderation in 

der Ukraine eine militärische Niederlage 

erleidet und ihre Truppen aus dem Dnjepr- 

Becken zurückziehen muss.

Insoweit geht aktuell die stärkste 

 unmittelbare Bedrohung der Republik 

Moldau von ihren internen politischen, 

 wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Schwachstellen aus, die Moskau nach 

Kräften auszunutzen und zu forcieren 

sucht, um ein gefügiges Regime an der 

Spitze der Republik Moldau durchzuset-

zen. Diese Schwachstellen sind zunächst 

die lokalen moldauischen oligarchischen 

und kleptokratischen Akteure, die ge-

meinsame Interessen mit Moskau haben, 

jedoch auch verschiedene politische und 

zivilgesellschaftliche Kräfte, die von der 

Russischen Föderation in der Republik 

Moldau kontrolliert, finanziert und unter-

stützt werden.

Weitere Schwachpunkte sind die durch 

den Ukraine-Krieg verursachte Flücht-

lingskrise und die durch den sprunghaf-

ten Anstieg der Energiepreise ausgelöste 

Wirtschaftskrise mit einer massiven Infla-

tion. Auch das Finanz- und Bankensys-

tems weist Fragilitäten auf. Die wirtschaft-

liche und soziale Lage ist zentral für die 

Frage, ob die pro-europäischen Reform-

kräfte der PAS-Regierung weiter von der 

Bevölkerung unterstützt werden. Aber 

auch Korruption, die Schwäche des Rechts-

staats, unzureichende Verwaltungskapa-

zitäten auf der Ebene staatlicher Institu-

tio nen, mangelnde Grenzsicherheit und 

Resilienz gegen die organisierte Krimi-

nalität sind Angriffspunkte für russische 

 Destabilisierungsmaßnahmen. Hinzu 

kommt der fehlende Zusammenhalt in der 

moldauischen Gesellschaft, insbesondere 

die Nicht-Integration ethnischer Minder-

heiten. Dabei nimmt der Konflikt um die 

Region Transnistrien einen besonderen 

Stellenwert ein.

An den dargelegten Problemen arbei-

tet die pro-europäische und reformorien-

tierte Regierung seit ihrer Machtübernah-

me im August 2021. Nach Jahren der 

Misswirtschaft muss die PAS-Regierung 

nun allerdings einen Kampf unter denk-

bar schlechten Rahmenbedingungen füh-

ren. Sie benötigt Hilfe, um resilient gegen 

russische Einflussnahme und Destabili-

sierung zu werden. Der Republik Moldau 

diese Hilfe zu gewähren, liegt im sicher-

heitspolitischen Interesse der Europäi-

schen Union. Denn niemand sollte sich 

der Illusion hingeben, dass sich Russlands 

Aggression allein gegen die Ukraine oder 

die Republik Moldau wendet. Sie richtet 

sich gegen das demokratische, freiheit-

liche Leben in Europa insgesamt.

Russlands Faustpfand?, Katja Christina Plate


